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Neue Rechtsvorschriften

überblick über die Gesetzgebung 
im I. Quartal 1984
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetzblatt 
der DDR Teil I Nr. 1 bis 9 veröffentlichten Rechtsvorschriften.*

In. Vorbereitung auf die Wahlen zu den Kreistagen, Stadt­
verordnetenversammlungen, Stadtbezirksversammlungen und 
Gemeindevertretungen am 6. Mai 19841 wurde der Beschluß 
des Staatsrates der DDR über die Bildung der Wahlkommis­
sion der Republik vom 13. Februar 1984 (GBl. I Nr. 6 S. 73) 
gefaßt.

In enger Verbindung damit steht der Beschluß des Staats­
rates der DDR über die Durchführung der Wahlen der Direk­
toren, Richter und Schöffen der Kreisgerichte und der Mit­
glieder der Schiedskommissionen im Jahre 1984 vom 13. Fe­
bruar 1984 (GBl. I Nr. 6 S. 76), der Festlegungen über die 
Bildung des zentralen Wahlausschusses sowie der Bezirks­
und Kreiswahlbüros für diese Wahlen enthält.* 1 2

Die Direktoren pnd Richter der Kreisgerichte sowie die 
Mitglieder der Schiedskommissionen in den Wohngebieten 
der Städte und in den Gemeinden werden entsprechend § 46 
Abs. 1 und 4 GVG und § 11 Abs. 1 GGG von den jeweiligen 
Volksvertretungen gewählt. Die Mitglieder der Schiedskom­
missionen in den Produktionsgenossenschaften sind in Ver­
sammlungen von Mitgliedern der Produktionsgenossenschaf­
ten zu wählen. Die Wahl der Schöffen der Kreisgerichte er­
folgt auf Versammlungen der Werktätigen, die in Vorberei­
tung der Kommunalwahlen stattfinden (§ 46 Abs. 2 GVG). 
Näheres dazu ist im Beschluß des zentralen Wahlausschusses 
über die Wahlen der Direktoren, Richter und Schöffen der 
Kreisgerichte und der Mitglieder der Schiedskommissionen 
im Jahre 1984 — Wahlordnung — vom 20. Februar 1984 (GBl. I 
Nr. 6 S. 76) festgelegt.

*

Im Gesetz über das Vertragssystem in der volkseigenen 
Wirtschaft — Vertragsgesetz — vom 25. März 1982 (GBl. I 
Nr. 14 S. 293)3 sind die Aufgaben des Staatlichen Vertragsge­
richts u. a. dahingehend festgelegt, daß es als Organ des Mi­
nisterrates die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und der Staatsdisziplin beim Abschluß der Wirtschaftsver­
träge sichert und kontrolliert (§22 VG). Mit der 4. DB zur 
VO über die Aufgaben und die Arbeitsweise des Staatlichen 
Vertragsgerichts — Ausspruch von Anerkennungen und Durch­
führung von Kontrollverfahren — vom 6. Dezember 1983 
(GBl. I 1984 Nr. 1 S. 1) werden die Regelungen über Aufgaben 
und Arbeitsweise des Staatlichen Vertragsgerichts an die Er­
fordernisse angepaßt, die sich aus § 22 VG ergeben. Es wer­
den notwendige verfahrensrechtliche Regelungen geschaffen, 
sowohl für Anerkennungen, die gegenüber Wirtschaftsein­
heiten ausgesprochen werden können, die ihre Pflichten zur 
Sicherung der Einheit von Plan, Bilanz und Vertrag beim 
Abschluß und bei der Erfüllung von Wirtschaftsverträgen 
vorbildlich erfüllt haben, als auch für die Durchführung von 
Kontrollverfahren zur Durchsetzung der Staatsdisziplin. Um 
die Voraussetzungen für eine Anerkennung zu prüfen, kann 
das Staatliche Vertragsgericht in den Wirtschaftseinheiten 
Feststellungen treffen, Unterlagen beiziehen und Konsulta­
tionen durchführen. Die Anerkennung kann nur in Über­
einstimmung mit dem zuständigen Vorstand der Industrie- 
gewerkschaft/Gewerkschaft und dem Leiter des übergeord­
neten Organs ausgesprochen werden.

Kontrollverfahren können vom Staatlichen Vertragsge­
richt gegen Wirtschaftseinheiten eingeleitet werden, die beim 
Abschluß und bei der Erfüllung von Wirtschaftsverträgen 
gegen die Staatsdisziplin verstoßen. Diese Verfahren werden 
als Verfahren ohne Antrag in enger Zusammenarbeit mit den 
übergeordneten Organen der Wirtschaftseinheiten, den zu­
ständigen staatlichen Organen sowie Kontrollorganen durch­
geführt. Kontrollverfahren sind in mündlicher Verhandlung 
unter Mitwirkung von Schiedsrichtern durchzuführen. Im 
Ergebnis des Kontrollverfahrens ist bei Vorliegen entspre­
chender Pflichtverletzungen zu entscheiden über die Fest­
stellung einer Verletzung der Staatsdisziplin und — falls das 
im Gesetz vorgesehen ist — die Verpflichtung zur Zahlung 
einer Wirtschaftssanktion. Mit der Entscheidung können Auf­
lagen erteilt werden, um auf die Überwindung der Ursachen 
von Pflichtverletzungen, die Beseitigung von Mängeln in der

Leitungstätigkeit und die Durchführung von Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Staatsdisziplin Einfluß zu nehmen.

Verfahren von hoher erzieherischer Bedeutung sind un­
mittelbar in den Wirtschaftseinheiten auszuwerten. Dabei 
ist zu prüfen, inwieweit die Einbeziehung von Arbeitskol­
lektiven und die Mitwirkung gesellschaftlicher Organisatio­
nen der Wirtschaftseinheiten zweckmäßig ist. ■

*

Die wirksame Nutzung aller Faktoren der Intensivierung und 
die außenwirtschaftlichen Bedingungen erfordern ein schnel­
les Reagieren auf veränderte Nachfrage. Die VO über Bestell- 
und Lieferbedingungen für Roh- und Werkstoffe sowie Zu­
liefererzeugnisse — Bestell- und LieferbedingungenVO — vom 
5. Januar 1984 (GBl. I Nr. 2 S. 9) regelt Rahmenbedingungen, 
die darauf abzielen, Flexibilität und Reaktionsfähigkeit der 
Wirtschaftseinheiten auf die Bedarfsentwicklung bei der Or­
ganisierung der materiell-technischen Versorgung zu erhöhen 
und rationelle zwischenbetriebliche Kooperationsbeziehungen 
zu gestalten.

Neu ist, daß die Bestellungen und der Abschluß der Jah­
resverträge grundsätzlich im Grobsortiment entsprechend 
der Erzeugnis- und Leistungsnomenklatur zu erfolgen haben. 
Die im Grobsortiment abgeschlossenen Jahresverträge sind 
in Übereinstimmung mit den Plan- und Bilanzentscheidun­
gen quartalsweise zu spezifiziere^, wodurch gewährleistet 
werden soll, daß die konkreten Lieferungen entsprechend 
dem Vertrag bedarfsgerecht erfolgen. Mit diesen Regelungen 
wird eine entscheidende Verkürzung der Bestellfristen er­
reicht, und die Dispositionsmöglichkeiten der Besteller wer­
den erhöht. Die VO berücksichtigt, daß die Reproduktionsbe­
dingungen in den einzelnen Wirtschaftszweigen unterschied­
lich sind, indem sie die Möglichkeit zuläßt, spezielle Rege­
lungen über Bestellfristen, Vertragszeiträume und andere 
Bestell- und Lieferbedingungen in Versorgungsanordnungen 
und Koordinierungsverträgen zu regeln.

*

Um zu sichern, daß vorhandene Materialien schnell wieder 
einer volkswirtschaftlichen Verwendung zugeführt werden, 
enthält die АО über die Verwertung von Beständen an me­
tallurgischen Erzeugnissen vom 20. Dezember 1983 (GBl. 11984
Nr. 1 S. 2) spezielle Bestimmungen über die Behandlung nicht 
benötigter verbraucherseitiger Bestände an metallurgischen 
Erzeugnissen — mit Ausnahme von Edelmetallen und Er­
zen — sowie an Fittings (Verbindungsstücke für Rohre). Für 
solche Bestände ist die BestandsverwertungsAO vom 
14. April 1983 (GBl. I Nr. 13 S. 146)4 nicht anzuwenden. Die АО 
erfaßt die vom Bestandshalter für die Erfüllung der eigenen 
planmäßigen Produktions- und Versorgungsaufgaben im lau­
fenden und im Folgequartal nicht benötigten Bestände, legt 
kurze Fristen zum Angebot und zur Umverteilung dieser 
Bestände fest und regelt — anders als in der Bestandsverwer­
tungsAO — den Rückkauf durch den volkseigenen Metallur­
giehandel, wenn der Fondsträger die betreffenden Bestände 
nicht an einen Betrieb seines Bereichs umverteilt, ohne daß 
das bilanzierende bzw. bilanzbeauftragte Organ und die Her­
stellerbetriebe eingeschaltet werden.

Um unnötigen Transportaufwarid zu vermeiden, verblei­
ben die Bestände bis zu ihrer Verwertung am Einlagerungs­
ort des Bestandshalters, jedoch nicht länger als drei Monate 
nach Abschluß des Kaufvertrags mit dem volkseigenen Me­
tallurgiehandel. Der Bestandshalter trägt die Verantwortung 
für die qualitätssichernde Einlagerung, organisiert den Ab­
transport und trägt die Gefahr des zufälligen Untergangs 
oder der Verschlechterung des Materials bis zum Empfänger.

* Zu der ln dieser Übersicht nicht erwähnten VO über die Leitung 
und Durchführung der öffentlichen Personenbeförderung — Perso- 
nenbeförderungsVO (PBVO) — vom 5. Januar 1984 (GBl. I Nr. 4 
S. 25), АО über die öffentliche Personen-, Gepäck- und Expreß­
gutbeförderung der Eisenbahn — PersonenbeförderungsAO Eisen­
bahn (PBOE) — vom 5. Januar 1984 (GBl. I Nr. 4 S. 29) und АО 
über die öffentliche Personen- und Gepäckbeförderung des Kraft­
verkehrs, Nahverkehrs und der Fahrgastschiffahrt — Personen­
beförderungsAO (PBO) — vom 5. Januar 1984 (GBl. I Nr. 4 S. 44) 
erscheint ln einem der nächsten Hefte ein Spezialartikel.
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